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Der 1. Juli hat bei Rahel den Wunsch
nach einem zweiten Kind noch ver-
stärkt.An diesemTag trat die Ehe für
alle in Kraft, seither haben auch ver-
heiratete Frauenpaare Zugang zur
Fortpflanzungsmedizin. Die 31-Jäh-
rige lebt seit 2016 in einer eingetra-
genen Partnerschaft und hat bereits
eine vierjährigeTochter. Rahels Part-
nerin ist damals dank eines anony-
men Spenders schwanger geworden.

Das zweite Kind möchte jetzt Ra-
hel austragen.Diesmal soll alles ganz
offiziell ablaufen:mit einem Samen-
spender aus einer anerkannten Kli-
nik. Rahel will deshalb sobald als
möglich ihre Partnerschaft in eine
Ehe umwandeln; bereits ist sie im
Kinderwunschzentrum in Baden AG
wegen ihres unregelmässigen Zyklus
in Behandlung. Die eigentliche Inse-
mination, also die Übertragung der
Samen in die Gebärmutter, soll dann
in der OVA IVF Clinic in Zürich statt-
finden.Diese gehört zu einer der acht
zertifizierten Kliniken, die eine Sa-
menbank führen dürfen.

Doch die Wartelisten sind derzeit
lang. «Wir gleichgeschlechtlichen
Paaremussten erst auf die Gesetzes-
änderung warten, und jetzt warten
wir schon wieder», sagt Rahel. Peter
Fehr, Leiter der OVA IVF, bestätigt:
«Wir können erst für Dezemberwie-
der Termine für Erstvisiten verge-
ben.» Er rechnet aber damit, dass sich
die Nachfrage nach einem anfängli-
chen Peak einpendeln und seine Kli-
nik künftig pro Jahr zwischen 30 und
50 Frauenpaaren zu einemKind ver-
helfen wird.

Etwa 200 Babys
aus der Samenbank
«Auf die Schweiz hochgerechnet dürf-
ten so jährlich etwa 200 Babys in Re-
genbogenfamilien auf dieWelt kom-
men», schätzt der Mediziner. Insge-
samtverdoppelt sich damit dieAnzahl
der geborenen Kinder aus Spender-
behandlungen. Heterosexuelle Paare
sindwegen des Fortschritts in derRe-
produktionsmedizin immer seltener
auf Samenspenden angewiesen.
Trotzdem sagt Fehr: «Jetztmüssenwir
unsere Samenbanken aufstocken.»

Rund 45 Spender hatte seine Klinik je-
weils imAngebot. Zwischen fünf und
acht wurden jährlich ausgetauscht,
weil sie entweder die vertragliche Zeit
von fünf Jahren erreicht oder das fest-
gelegte Maximum von acht Kindern
gezeugt hatten. Wegen der zusätzli-
chen Patientinnen benötigt die Klinik
jetzt mehr als 20 neue Spender.

Diese Spender zu finden, ist keine
leichte Aufgabe. «Wir müssen sorg-
fältig arbeiten und dürfen unsereAn-
sprüche nicht herabsetzen», sagt
Fehr. Die OVA IVF hat immer etwa
100 potenzielle Spender gelistet.Doch
längst nicht alle eignen sich. Bevor
ihre Spermien in die Samenbank
kommen, durchlaufen die Kandida-
ten verschiedene Tests. Ihre Spermi-
enzahl und derenQualitätwerden ge-
prüft, und auch medizinische Ab-
klärungen werden vorgenommen,
beispielsweise ob der Mann Träger
von häufigen genetischen Erkran-
kungen ist. Ebensowerden seine Le-
bensweise sowie die Persönlichkeit
unter die Lupe genommen.

Die Auswahl ist Chefsache. Fehr
führt mit allen Kandidaten ein ein-
stündiges Gespräch. Geld gibt es für
die Samenspender keines. Einzig die
Spesen für die Untersuchungen und
der Zeitaufwand werden vergütet.
Geld sei aber sowieso selten der
Grund, warum sich ein Mann als
Spender melde, sagt Fehr. Viel eher
sei es das Bedürfnis, kinderlosen Paa-
ren zu helfen. Die Spende erfolgt teil-
anonym. Das heisst: Einzig das Kind
hat, wenn es volljährig wird, Zugang
zuAbstammungsdaten, nicht aber der
Spender und die Eltern des Kindes.

Anders als in anderen Ländern
können Paare in der Schweiz den Er-
zeuger ihrer Kinder nicht aus einem
Katalog wählen. Die Wahl trifft die
Reproduktionsmedizinerin oder der
Reproduktionsmediziner. Und diese
sollten möglichst eine natürliche
Zeugung «simulieren»,wie es imBe-
richt derNationalen Ethikkommissi-
on heisst. Das bedeutet: Bei Samen-
spenden für heterosexuelle Paare
sollten Haut-, Haar- undAugenfarbe
sowie Grösse und Gewicht mit dem
Erscheinungsbild desVaters überein-
stimmen.Auch die Blutgruppe ist re-
levant.Hingegenwerden Beruf,Hob-

bys oder Begabungen nicht berück-
sichtigt. Damit will der Bund
«ungerechtfertigte eugenische Ver-
besserungsbegehren des Wunschel-
ternpaares» verhindern, wie die
Ethikkommission festhielt.

Die neue Gesetzgebung hat aber
das Auswahlverfahren verkompli-
ziert. So stellen sich Fragenwie: Soll
sich das Erscheinungsbild der Co-
Mutter ebenfalls im Samenspender
widerspiegeln? Und wenn ja, wie
stark? Fehr hat zusammen mit der
Zürcher Kantonsärztin eine detail-
lierte Umsetzung vorgenommen.Der
Kanton Bern hat diese mittlerweile
übernommen. Sie sieht vor, dass auch
bei Frauenpaaren auf Ähnlichkeiten
zwischen der Co-Mutter und dem

Spender geschaut werden muss. Al-
lerdings dürfen sich die Frauenpaa-
re gewisseMerkmalewünschen. Bei-
spielsweise ist es einer eher fülligen
Co-Mutter erlaubt, einen Spendermit
geringerem Body-Mass-Index zu
wählen. Besonders wichtig sind laut
Fehr den Paaren die Augen- und
Haarfarbe sowie die Grösse.

Frauenpaaremüssen
Behandlung selber berappen
Ein Kind aus der Samenbank ist nicht
ganz günstig. Eine Insemination kos-
tet etwa 800 Franken, hinzu kommen
medizinische Untersuchungen und
Tests von rund 400 Franken, was
1200 Frankenmacht proVersuch.Die
Behandlungenmüssen die Paare sel-
ber bezahlen, so schreibt es die Kran-
kenpflegeleistungsverordnung (KLV)
vor. Doch es gibt Ausnahmen.Wenn
die Insemination bei einem hetero-
sexuellen Paarmit den Spermien des
Ehemanns stattfinden kann, zahlen
die Krankenkassen drei Versuche.
Grund dafür: Es braucht keinen Zu-
griff auf die Samenbank, und die Ur-
sache derBehandlung ist ein gesund-
heitliches Problem bei der Frau.

Beim Dachverband Regenbogenfa-
milie stört man sich ob dieser Rege-
lung. «Eine frauenliebende Frauwird
immer auf eine Samenspende ange-
wiesen sein, ob mit oder ohne ge-
sundheitliches Problem», sagt Ge-
schäftsleiterin Maria von Känel. Die
KLV hinke dem Ehe-für-alle-Gesetz
hinterher. «Es darf nicht sein, dass
ein Frauenpaar keinAnrecht auf drei
durch die Grundversicherung bezahl-
te künstliche Befruchtungen hat.»
Auch die Lesbenorganisation Schweiz
LOSwill sich desThemas annehmen.
«Falls erforderlich, auch auf politi-
scher Ebene», sagt Co-Präsidentin
Nadja Herz.

Unterstützung erhalten die Orga-
nisationen von medizinischer Seite.
Martina Nordin ist stellvertretende
Leiterin des Kinderwunschzentrums
Baden AG. Sie sagt: «Es wäre schön,
wenn sämtliche Inseminationen be-
zahlt würden.» Das sieht auch Frau-
enärztin Estilla Maurer-Major so:
«Häufig braucht es zwischen drei und
fünf Behandlungen – das kann teuer
werden.»Manche Paarewürden des-
halb ins Ausland reisen oder ander-
weitig Sperma organisieren.

Das Problem dabei: Stammt das
Spermanicht von einerder anerkann-
ten Kliniken aus der Schweiz, wird
die Co-Mutter nicht als rechtliche
Mutter anerkannt. Erst ein Jahr nach
derGeburt des Kindes kann sie einen
Antrag auf Stiefkindadoption stellen.
Bis zur Adoption sind sowohl das
Kind als auch die Co-Mutter nicht ge-
nügend abgesichert, da das Kind
rechtlich gesehen nur einen Eltern-
teil hat. «Auch hier besteht ein Un-
gleichgewicht», sagt von Känel vom
Dachverband Regenbogenfamilie.

Tatsächlich wird bei heterosexu-
ellen Ehepaaren der Mann automa-
tisch als Vater eingetragen, und bei
unverheirateten Paaren kann der
Mann auf dem Zivilstandsamt eine
Vaterschaftsanerkennung abgeben.
Momentan sind auf Bundesebene
zweiMotionen hängig,welche die Si-
tuation für Regenbogenfamilien ver-
bessern sollen. Von Känel sagt: «Die
Ehe für allewar einwichtiger Schritt,
nun müssen weitere folgen, um die
Lebensqualität von queeren Familien
zu verbessern.»

Lesbische Paaremit Kinderwunsch:
Samenbankenmüssen aufstocken

Ehe für alle Seit Anfang Juli haben verheiratete Frauenpaare Zugang zu künstlichen Befruchtungen.
Das Interesse ist gross. Doch es stellen sich auch neue Probleme.

Rahel wünscht sich ein Kind von einer Samenbank. Ihre Partnerin hat vor vier Jahren eine Tochter dank eines anonymen Samenspenders geboren. Foto: Stefano Schröter

Nancy Pelosi, Vorsitzende des
US-Repräsentantenhauses, hat
diese Woche mit ihrem Taiwan-
Besuch China bis aufs Blut pro-
voziert. Nach den heftigen Reak-
tionen der chinesischen Regie-
rung befürchtet man nun
weltweit den Ausbruch eines
Krieges im Südostpazifik,mit ge-
waltigenwirtschaftlichen Folgen.

Das schreckt den SVP-Präsi-
denten Marco Chiesa nicht ab,
zusammenmit anderen Schwei-
zer Politikerinnen und Politikern
auch eine Reise in den kleinen
Inselstaat zu planen. Chiesa ist
auch Präsident der parlamenta-
rischen Freundschaftsgruppe
Schweiz - Taiwan.

Chiesa sagt: «Ich hoffe sehr,
dass ich in naher Zukunft Tai-
wan besuchen kann, und eines
Tages auch China,was bedeuten
würde, dass sich die Beziehun-
gen normalisiert haben und die
Gefahr eines bewaffneten Kon-
flikts gebannt ist.» Die von Chie-
sa präsidierte Parlamentarier-
gruppe hatte denTaiwan-Besuch
bereits vor dem von Pelosi pro-
vozierten Eklat geplant.

Die Taiwan-Reise der Schwei-
zer ist vergleichbar mit dem Pe-
losi-Besuch. Sowohl der Auftritt
der US-Politikerin als auch das

Schweizer Vorhaben gelten dip-
lomatisch als inoffizielle Besu-
che auf parlamentarischer Ebe-
ne. Der Unterschied: Der Besuch
derUS-Spitzenpolitikerinwar als
Protest gegen den Umgang Chi-
nasmit dem Inselstaat angelegt.
Der Besuch der Schweizer soll
hingegen offiziell vor allem der
Pflege von Beziehungen dienen.

Nichtsdestotrotz wird auch
die Taiwan-Reise der Schweizer
Politikergruppe die Chinesen
verärgern. Das hat der Botschaf-
ter in Bern bereits klargemacht.
Der Zeitung «LeTemps» sagte er,
angesprochen auf den geplanten
Besuch von Chiesas Gruppe:
«China lehnt jeden Kontakt zwi-
schen politischen Persönlichkei-
ten oder Parlamentariern aus
Taiwan und solchen aus Ländern,
die diplomatische Beziehungen
zu China unterhalten, ab.»

Die meisten Schweizer Politi-
ker befürworten die Exkursion.
Selbst Chiesas Parteikollege und
Aussenpolitiker Roland Rino Bü-
chel, der jüngst Pelosis Taiwan-
Visite kritisierte, sieht kein Prob-
lem. Die Schweizer Parlamenta-
riergruppe habe keine politische
Mission. Sie werde China nicht
provozieren.

Und Chiesa selbst sieht in der
heiklen Reise auch keine Verlet-
zung der Neutralität. «Die
Schweiz soll ihre neutrale Hal-
tung gegenüber anderen Ländern
wahren, damitwir nicht in frem-
de Konflikte hineingezogenwer-
den und damit wir glaubwürdig
als Vermittlerin unsere Guten
Dienste anbieten können», sagt
der SVP-Präsident. ZurNeutrali-
tät gehöre aber auch, dass «die
Schweiz Wirtschafts- und Han-
delsbeziehungen pflegt oder die-
se im Falle eines Konflikts im be-
währten Rahmen weiterführt».
Und dazu diene die Reise.

Mischa Aebi und Denis von Burg

SVP-Präsident
will nach Taiwan
China-Politik Marco Chiesa
möchte den Inselstaat

schnellstmöglich besuchen.

Marco Chiesa lässt sich nicht
beirren. Foto: Keystone

Seine Klinik
hat erst Ende
Jahr wieder
Termine:
Peter Fehr,
Leiter OVA IVF
Zürich.


